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6. Jahrgang 


Unſere Denkſchriften zur Arbeitsloſen⸗ 
und Angeſtelltenverſicherung. 


Die heutigen Zeitverhältniſſe erfordern es, daß wir 
als Vertreter der verſicherten Kollegen jedes Mittel 
benutzen, um eine Abänderung des Angeſtelltenverſicherungs— 
geſetzes hinſichtlich der Arbeitsloſen. und Rentenfürſorge 
auf beſchleunigtem Wege herbeizuführen. Der Schleſiſche 
Sejm hat auf Veranlaſſung der deutſchen Abgeordneten 
und auf unſer Drängen hin eine Entſchließung zur 
Abänderung des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes an die 
Regierung weitergegeben, über die wir ja bereits be— 
richtet haben. Wir haben nunmehr gemeinſam mit den Ber: 
tretern anderer Angeſtelltenorganiſationen Denkſchriften zur 
Angeſtellten⸗ und Arbeitsloſenverſicherung dem Miniſter für 
Arbeit und ſoziale Fürſorge überreichen laſſen. Am 18. Au— 
guſt d. Js. weilten Vertreter der Arbeitsgemeinſchaft Oberſchleſ. 
Angeſtelltenberbände in Warſchau, die dieſe Eingaben perſönlich 
dem Arbeitsminiſter, General Kubicki, übergaben. Der Arbeits— 
miniſter verſprach die Wünſche der oberſchleſiſchen Angeſtellten— 
ſchaft eifrigſt zu unterſtützen, und erklärte im Verlaufe der 
Ausſprache, daß bereits weitgehende Vorbereitungen zur No— 
velliſierung des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes getroffen ſind 
und daß entſprechende Vorlagen der nächſten Sitzung des 
Warſchauer Sejm unterbreitet werden. Hoffentlich werden die 
Zuſagen des Miniſters recht bald verwirklicht, denn allen un— 
ſeren früheren Eingaben blieb der Erfolg verſagt. 

Wir veröffentlichen nun kurze Auszüge aus unſeren 
Denkichriften. 

Abänderung des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes. 
a) hinſichtlich der Arbeitsloſenverſicherung. 

Die kritiſche Wirtſchaftslage in Polen, insbeſondere aber 
in dem größten Induſtriegebiet, in der Wojewodſchaft Schleſien, 
bringt es mit ſich, daß die Zahl der arbeitsloſen Angeſtellten 
von Monat zu Monat erſchreckend zunimmt. Die Not unter 
den Arbeitsloſen und ihren Angehörigen wird immer größer. 
Die arbeitslos gewordenen Angeſtellten aus Induſtrie, Handel 
und Gewerbe können den Lebensunterhalt für ſich und ihre 
Familien nur aus den aufgrund des Angeſtelltenverſicherungs— 
geſetzes vom 24. 11. 1927 gezahlten Arbeitsloſenunterſtützungen 
notdürftig beſtreiten. Die Bezugsdauer für dieſe Unterſtützung 
iſt nur auf 6 Monate begrenzt, für die über 2 Jahre aufgrund 
dieſer Verordnung Verſicherten auf 9 Monate erweitert. In— 
folge der noch zu erwartenden Verſchlechterung des Arbeitls— 
marktes für die Arbeitnehmer, insbeſondere aber für die An— 
geſtellten iſt mit einer Unterbringung und Weiterbeſchäftigung 
der Arbeitsloſen in abſehbarer Zeit überhaupt nicht zu rechnen, 
ſodaß dieſe weiter der Arbeitsloſenfürſorge für noch längere 
Zeit anheimfallen. 

Aus dieſen kurz aufgeführten Gründen ift die in der Ver— 
ordnung vom 25. 11. 1927 vorgejehene Höhe und Dauer der 
Arbeitsloſenunterſtützung nicht ausreichend und unzulänglich, 
was daraus hervorgeht, daß die größte Zahl der Unterſtützungs— 
bezieher bereits jetzt ausgeſteuert iſt. Alle dieſe ausgeſteuerten 
Angeſtellten fallen der ſtaatlichen Arbeitsloſenfürſorge zur Laſt, 
die nur ganz minimale unzulängliche Beihilfen vorſieht. Die 
von dieſer ſtaatlichen Fürſorge erfaßten Arbeitsloſen ſind mit 
ihren Familienangehörigen dem größten Elend preisgegeben. 

Der Schleſiſche Sejm hat ſich eingehend mit der traurigen 
Lage der arbeitsloſen Angeſtellten beſchäftigt und in einer der 
letzten plenarverſammlungen gefaßten Reſolution der Regierung 


in Warſchau folgende Aenderung dieſer Verordnung unter: 
breitet: 5 

1. Erhöhung der Unterſtützungsſätze für arbeitsloſe An⸗ 
geſtellte und zwar: Der Grundbetrag für Ledige ſoll 35 Pro— 
zent (bisher 30 Prozent), der Grundbetrag für Perſonen mit 
Familie 40 Prozent, die Familienbeihilfe 20 Prozent des Grund⸗ 
betrages betragen und zwar für jedes nicht arbeitende Familien⸗ 
mitglied (Art. 35) mit der Maßgabe, daß die Höhe der Grund— 
beihilfe nicht überſchritten wird. 

2. Verlängerung der Unterſtützungsdauer auf 

a) 6 Unterſtützungsmonate bei Perſonen, welche mindeſtens 
6 Beitragsmonate im Laufe des letzten Jahres gerechnet, vom 
Tage des Eintritts der Entlaſſung verſichert waren; 

b) 9 Unterſtützungsmonate bei Perſonen, die 12 Beitrags⸗ 
monate innerhalb der letzten zwei Jahre, gerechnet vom Tage 
der Entlaſſung, verſichert waren; 

c) 12 Unterſtützungsmonate für Perſonen, die zumindeſt 
18 Beitragsmonate in den letzten drei Jahren, gerechnet vom 
Tage der Entlaſſung, verſichert waren; 

d) 15 Unterſtützungsmonate für Perſonen, welche zumin⸗ 
deſt 24 Beitragsmonate innerhalb der letzten vier Jahre, ge— 
rechnet vom Tage der Entlaſſung, verſichert waren; 

e) 18 Unterſtützungsmonate für Perſonen, welche zumindeſt 
36 Beitragsmonate innerhalb der letzten vier Jahre, gerechnet 
vom Tage der Erwerbsloſigkeit, verſichert waren, mit der Maß— 
gabe, daß die Höhe der zuſtehenden Unterſtützung nach zwölf— 
monatiger Unterſtützungsdauer um 25 Prozent, und nach 15 
monatiger Unterſtützungsdauer 50 Prozent der normalen Unter— 
ſtützung ermäßigt wird. 

3. Aenderung der Vorſchriften über die Einbehaltung der 
Beihilfen in den im Art. 50 vorgeſehenen Fällen durch Erſatz 
des Wortes „Einbehaltung“ mit dem Wort „Aufſchub“, wo» 
nach in dieſen Fällen die Beihilfe während der normalen 
Unterſtützungsdauer gewährt wird. 

Wir ſchließen uns dieſen Vorſchlägen und deren Begrün— 
dungen voll inhaltlich an, obwohl wir davon überzeugt ſind, 
daß dieſe Regelung keineswegs eine endgültige Löſung der 
Arbeitsloſenfrage für die Angeſtellten bedeutet. Immerhin 
dürfte jedoch durch die Berückſichtigung dieſer Vorſchläge die 
außerordentliche Not unter den arbeitsloſen Angeſtellten ge— 
lindert und der immer mehr unter der Angeſtelltenſchaft zu— 
zunehmenden Unzufriedenheit geſteuert werden. 

Die Verwirklichung dieſer Vorſchläge und die dadurch 
notwendige Aenderung der Verordnung dürfte u. E. hinſicht⸗ 
lich der finanziellen Mittel und der Deckungsfrage auf keine 
Schwierigkeiten ſtoßen, zumal die Verſicherungsanſtalt Krol. 
Huta über ganz erhebliche Reſerven für den Arbeitsloſenzweig 
verfügt. 

b) hinſichtlich der Penſionsverſicherung. 

Wir geſtatten uns, ergebenſt eine Eingabe zu unterbreiten, 
welche die Wünſche der oberſchleſiſchen Angeſtelltenſchaft für 
die Aenderung der Verordnung des Staatspräſidenten über 
die Verſicherung der Angeſtellten vom 24. 11. 1927, Dz. Uſt. 
Rz. P. Nr. 106, Poſ. 911, betreffen. 

Wenn wir für die einheitliche Regelung der geſamten 
Geſetzgebung des Staates volles Verſtändnis haben, und 
deren grundſätzliche Notwendigkeit anerkennen, ſo halten wir 
es doch für erforderlich, daß gerade die ſozialen Geſetze, wenn 
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Gauvorſteher Fendel 


weilt in der Zeit vom 7. bis 9. September 1931 
in unſerem Kreisgebiet und ſpricht in den Orts- 
gruppen⸗Verſammlungen über das Thema: 
„Weltwirtſchaftskriſe 
und der kaufmänniſche Angeſtellte 


in Beruf und Leben“ 


in Schwientochlowitz am 7. September 1931, 
in Kattowitz am 8. September 1931, 
in Königshütte am 9. September 1931. 

Die Mitglieder ſämtlicher Ortsgruppen ſind 
zu dieſen Vortragsabenden herzlichſt eingeladen. 
Wir erwarten eine recht gute Beteiligung unſerer 
Lollegenſchaft. 


dieſe den eigentlichen Zwecken auch tatſächlich dienen ſollen 
und von den betreffenden Volksſchichten als ſozial empfunden 
werden ſollen, der wirtſchaftlichen Struktur und den ſozialen 
wie geſundheitlichen Verhältniſſen der einzelnen Wojewod— 
ſchaften im Rahmen der Möglichkeit Rechnung tragen. In 
dieſer Hinſicht gebührt der Wojewodſchaft Schleſien als der 
eigentlichen Induſtrie-Zentrale Polens beſondere Beachtung. 
Die im folgenden niedergelegten Aenderungsvorſchläge haben 
den Zweck, die allerdrückendſten Härten des Geſetzes, insbe— 
ſondere für die oberſchleſiſche Angeſtelltenſchaft zu beſeitigen. 
Die Aenderungs anträge gefährden nicht die Leiſtungsfähigkeit 
der Angeſtelltenverſicherungsanſtalten, insbeſondere der in 
Königshütte, ſie bewegen ſich im Rahmen der Tragbarkeit, 
der Zweckmäßigkeit und Billigkeit aller Beteiligten. 
Die Anträge ſind folgende: 

1. Herabſetzung der Altersgrenze auf 60 Jahre für den 
Bezug der Altersrente. Für Angeſtellte, die in beſon— 
ders geſundheitsſchädlichen Betrieben beſchäftigt werden, 
weitere Herabſetzung auf 55 Jahre. Falls für dieſe 
Leiſtungen die notwendige Deckung nicht vorhanden 
ſein ſollte, muß in jedem Falle eine Aenderung 
inſofern eintreten, daß jeder Verſicherte, der das 
60. bezw. das 55. Lebensjahr beendet hat, beim Auf— 
hören der Leiſtungen aus der Arbeitsloſenverſicherung 
Anrecht auf die volle Invalidenrente hat ohne Rück 
ſicht auf ſeine Arbeitsfähigkeit, ſolange er arbeits— 
los bleibt. 

2. Anderung der Beſtimmungen über die Rentenberechnung: 

a) Die Grundlage für die Errechnung der Grundrente 
bildet das durchſchnittliche Grundgehalt der letzten 
60 Beitragsmonate der Verſicherungszeit. Wenn das 
durchſchnittliche Grundgehalt aller Beitragsmonate 
höher iſt als das der letzten 60 Beitragsmonate, 
wird das höhere Durchſchnittsgehalt als Grundlage 
zur Errechnung der Rente zugrunde gelegt. 

b) Für die Bemeſſung des Steigerungsbetrages der 
Rente (Steigerungsſatz) dienen ſämtliche in der Ver— 
ſicherung angerechneten und bezahlten monatlichen 
Verſicherungsbeiträge als Errechnungsgrundlage. 


c) Der Grundbetrag der Rente muß 30% der für die 
Berechnung der Rentenleiſtungen unter Punkt a) 
bezeichneten Grundlage betragen. Der Steigerungs— 
betrag der Rente beträgt /s der Grundlage für jeden 
Beitragsmonat und erreicht nach 480 Beitragsmonaten 
die Höhe von 700% der Berechnungsgrundlage. 

3. Aufhebung aller geſetzlichen Vorſchriften, die die Ver— 
ſicherungspflicht für Ladenverkäufer und Expedienten 
teils erſchweren, teils nicht zulaſſen. 

4. Schaffung von erleichterten Bedingungen zur frei⸗ 
willigen Weiterverſicherung durch Feſtſetzung niedri— 
gerer Beiträge. Perſonen, die infolge ihrer wirt— 
ſchaftlichen Notlage nicht in der Lage ſind, ihre Ver— 
ſicherung mit freiwilligen Beiträgen weiter aufrecht 
zu erhalten, ſoll die Möglichkeit gegeben werden, 
ihre Anrechte durch jährlich zu zahlende Anerken⸗ 
nungsgebühren aufrecht zu erhalten. 


„Monatsweiſer“ 
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5. Abſchaffung aller Beſtimmungen, die den Verſicherten 

beim Bezuge einer Unfallrente ſchädigen. 

6. Aenderung des Artikels 118 des Ang.⸗Verſ.⸗Geſetzes 
und Schaffung von erleichterten Beſtimmungen, die 
dem aus der Angeſtelltenverſicherung in die Arbeiter— 
Invalidenverſicherung übertretenden Angeſtellten die 
Aufrechterhaltung der Angeſtelltenverſicherung er— 
möglichen. 

Einführung von Zuſatzleiſtungen und Zahlung eines 
Sterbegeldes in Höhe eines Durchſchnittsbetrages der 
letzten 12 Beitragsmonate. 

8. Aenderung der zurzeit gültigen Verdienſtgruppen. Die 
niedrigſte Einkommensgruppe iſt von 60 auf 100 und 
die höchſte von 720 auf 900 zl. monatlich zu erhöhen. 

9. Einführung von Strafvorſchriften für die Nichtan⸗ 
meldung von verſicherungspflichtigen Angeſtellten und 
für die Nichtbezahlung der laut Geſetz beſtimmten 
Verſicherungsbeiträge. 

Soweit der Inhalt der Denkſchriften. In Anbetracht der 
erſchreckenden Zunahme der Zahl der arbeitsloſen Angeſtellten 
iſt die Abänderung des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes eine 
unumgängliche Notwendigkeit, der ſich die Regierung in War: 
ſchau nicht verſchließen darf. Gerade in Oberſchleſien iſt die 
Not unter der Angeſtelltenſchaft am größten. Schnellſte Ab— 
hilfe iſt geboten, denn das Angeſtelltenverſicherungsgeſetz iſt 
die einzige Standesverſicherung für die Angeſtellten und darf 
nicht den ſozialen Zweck verfehlen. Kor. 


— 


rößte vorſicht bei Hinterlegung 
von Kautionen. 


Unſere Mitglieder werden ſehr oft in den Tageszeitungen 
Anzeigen vorfinden, daß in dieſem oder jenem Handelshaus 
kaufmänn. Angeſtellte ſofort gegen Hinterlegung von Kautionen 
im Betrage von 500 — 1000, ſogar bis zu 5000 Zl. und darüber 
eingeſtellt werden. Dieſe Angebote ſind ſehr verlockend. Viele 
arbeitsloſe Angeſtellte greifen zu und verlieren dadurch ihren 
letzten Notgroſchen, weil ſie ihr Geld an dieſe vermeintlichen 
Geſchäftsinhaber und Unternehmer in bar auszahlen. 

Die Ferienſtrafkammer des Landgerichts Kattowitz be— 
ſchäftigte ſich am 22. Auguſt d. Js. mit ſolchen gewiſſenloſen 
Menſchen und verurteilte dieſe Gauner zu hohen 0 
ſtrafen. Uns liegt folgender Bericht vor: 

„Wegen großer Kautionsſchwindeleien wurde vor der 2. 
Ferienſtrafkammer des Landgerichts Kattowitz gegen den Joſef 
Gojny aus Kattowitz und Theofi! Palla aus Schoppinitz ver— 
handelt. Die beiden Angeklagten eröffneten auf der ulica 
Mlynska in Kattowitz die Firma „Polsko-Francuski Dom 
Handlowy“ und inſerierten in den Zeitungen, daß mehrere 
Poſten, gegen Stellung von Kautionen in Beträgen von 500 
bis 3000 Zloty, bei dieſer Firma zu beſetzen wären. Es mel- 
deten ſich auch eine Reihe von Perſonen, welche die geforderte 
Kautionsſumme hinterlegten. 

Sie wurden als Buchhalter, Kaſſierer, Reiſende 
uſw. beſchäftigt, obgleich die beiden Kompagnons 
ein ausgiebiges Arbeitspenſum zuzuweiſen nicht 
in der Lage waren. 
Ein Teil dieſes Perſonals wurde auch beauftragt, ſich in die 
umliegenden Ortſchaften zu begeben und Adreſſen zu ſammeln. 
Es verging eine verhältnismäßig kurze Zeit und die Betrogenen 
merkten bald, daß irgend etwas bei dieſer merkwürdigen Firma 
nicht klappen wollte. Als es gar zu ſchweren Differenzen an 
den fälligen Gehaltstagen kam und es ſich ferner zeigte, daß 
Gojny und Palla die hinterlegten Kautionsſummen als „Dienſt— 
aufwandsgelder“ angeſehen und verbraucht hatten, wurde von 
den um ihre Spargroſchen ſo arg betrogenen Leuten Straf— 
anzeige erſtattet und die beiden Schwindler in Haft genommen. 
Nach einiger Zeit wurde Palla wegen Erkrankung wieder auf 
freien Fuß geſetzt. Bei dem gerichtlichen Verhör erklärten die 
Beklagten, daß es ſich bei der fraglichen Firma um ein ganz 
ſolides Unternehmen handelte und 

das eigentliche Geſchäftshaus in Frankreich 
ſeinen Verpflichtungen gegenüber der Kattowitzer Zweigſtelle 
nicht nachgekommen ſei. Polla behauptete weiter, daß er ſelbſt 
durch das unfaire Verhalten des Hauptunternehmens um mehrere 
Tauſend Zloty geſchädigt worden ſei. 

Die Verhandlung in dieſer Betrugsſache dauerte mehrere 
Stunden hindurch, weil eine große Anzahl von Zeugen, dar 
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unter meiſt Geſchädigte, verhört wurden, durch deren Ausſagen 
die Angeklagten ſchwer belaſtet wurden. Das Gericht diktierte 
dem Gojny und Palla, deren Schuld einwandfrei feſtſtand, 
je 2 Jahre Gefängnis. 

Außerdem wurden den beiden Angeklagten die bürgerlichen 
Ehrenrechte für die Zeitdauer von 5 Jahren abgeſprochen. 
Nach Schluß der Verhandlung kam es auf dem Gerichtskor— 
ridor zu erregten Szenen, da ſich einige der Geſchädigten auf 
die Angeklagten warfen und dieſe tätlich angriffen. Ein Po— 
lizeibeamter, welcher den Gojny nach der Zelle zu bringen 
hatte, trieb die aufgeregten Leute ſchließlich zurück, ſo daß der 
Abtransport erfolgen konnte.“ 

Wir warnen unſere Kollegen, insbeſondere unſere Stellen— 
loſen, davor, bei irgend welchen Unternehmungen Kautionen 
ohne genügende Sicherheit zu hinterlegen. Bevor eine Kaution 
gezahlt wird, hole ſich jeder Kollege eine Auskunft bei uns ein. 


Schadenerſatzpflicht der Angeſtelltenräte. 


Vor dem Arbeitsgericht Berlin hatte eine Stenotypiſtin die 
Mitglieder eines Angeſtelltenrates auf Schadenerſatz verklagt, 
weil dieſe ihren Einſpruch gegen eine vom Arbeitgeber ausge— 
ſprochene Kündigung nicht ordnungsmäßig behandelt hatten. Das 
Arbeitsgericht fand kein Verſchulden in dem Verhalten des An— 
geſtelltenrats und wies die Klage ab. Das Landesarbeits⸗ 
gericht Berlin kam zu einer entgegengeſetzten Auffaſſung 
und verurteilte die Mitglieder des Angeſtelltenrats zum Schaden— 
erſatz von 700 RM. als Geſamtſchuldner. Das Gericht hat 
feſtgeſtellt, daß der Vorſitzende des Angeſtelltenrats deſſen 
Mitglieder zu einer Sitzung hätte berufen müſſen, um über 
den Einſpruch der Gekündigten zu befinden. Die formloſe 
Beſprechung der Mitglieder genügte nicht, auch hatte der An— 
geſtelltenrat ihr wohl eine Beſcheinigung ausgeſtellt, daß ſie 
rechtzeitig Einſpruch erhoben habe, und daß eine Verſtändigung 
mit dem Arbeitgeber nicht erzielt worden ſei, gleichzeitig hatte 
er aber in einem zweiten Schreiben erklärt, daß er den Ein— 
ſpruch nicht für gerechtfertigt erachtet habe. Dieſe beiden ent— 
gegengeſetzten Beſcheinigungen hoben einander auf. Das Be: 
rufungsgericht erklärte, daß dieſe Einſtellung des Angeſtellten— 
rats auf einem Irrtum beruhe, der durch eine grobe Pflicht— 
verletzung entſtanden ſei. Er habe ſich mit den einfachſten 
Rechtsfragen des Einſpruchsverfahrens überhaupt nicht aus⸗ 

reichend befaßt. Die Beklagten hätten alſo in gröblicher Weiſe 
ihre Pflichten vernachläſſigt. Sie hätten mit der größten Sorg— 
falt den Einſpruch der Klägerin nachprüfen müſſen, hätten 
aber nicht einmal die einfachſten, gewöhnlichſten Pflichten eines 
Angeſtelltenrates erfüllt. — Das Urteil mag Angeſtellten- und 
Arbeiterräten zur Warnung dienen, damit ſie bei der Prüfung 
von Einſprüchen ſich keiner Pflichtverletzung ſchuldig machen. 


— — — — 


Aus Aus unſerer gewerkſchaftlichen Tä itigkeit 


Verſtöße gegen das Gehaltsabkommen in der 
Schwerinduſtrie. Verſchiedene Werke, die dem Arbeitgeber— 
verband für die oberſchleſiſche Bergwerks⸗ und Hütteninduſtrie 
angeſchloſſen ſind, machen ſich grober Verſtöße gegen das bis 
zum 31. Januar 1932 geltende Gehaltsabkommen ſchuldig. 
Es wird uns von unſeren Mitgliedern gemeldet, daß die Ver— 
waltung der Laurahütte am 31. Juli d. Is. die Gehälter der 
tariflich bezahlten Angeſtellten willkürlich um 10% gekürzt hat. 
Wir haben gegen die widerrechtlichen Kürzungen beim Arbeit— 
geberverband Einſpruch erhoben und behalten uns weitere 
Maßnahmen vor. 

Ferner wird uns von 998 Mitgliedern der Friedens— 
hütte und Balleſtrem'ſchen Induſtrieverwaltung angezeigt, daß 
der Mehrzahl der tariflichen Angeſtellten die Beſchäftigungs— 
gruppen aufgekündigt und dieſe in niedrige Einkommensgruppen 
verſetzt werden, ohne daß die Tätigkeit eine Aenderung erfährt. 
Auch die jährlichen Gruppenzulagen, auf die unſere Mitglieder 
einen rechtlichen Anſpruch haben, werden willkürlich geſtrichen. 
Unſere Mitglieder werden unter dem Druck der bevorſtehenden 
Entlaſſung zur Unterſchriftsleiſtung derartiger, ungeſetzlicher 
Vereinbarungen gezwungen. 

Dieſe Verbandswerke begehen einen offenen Tarifbruch 
und verſtoßen dabei noch gegen die auf Treu und Glauben 
geſchloſſenen Verträge. 


„Monats weiſer“ 


Seite 39. 


Die Gieſche Sp. Akc., die ja unter amerikaniſcher Leitung 
ſteht, erlaubt ſich weitere Uebergriffe. Die dort beſchäftigten 
1500 Angeſtellten werden gezwungen, bis zum 15. eines jeden 
Monats ihre geleiſteten Ueberſtunden anzugeben. Wer dieſe 
Eingabe nicht weiterleitet, muß einen Verpflichtungsſchein unter- 
zeichnen, daß ſeine Anſprüche auf Bezahlung von Ueberſtunden 
als erloſchen zu betrachten ſind. Auf dieſe Weiſe verſuchen 
dieſe ſelbſtherrlichen, amerikaniſchen Unternehmer die geſetzliche 
Verjährungsfriſt für Anſprüche aus dem Dienſtverhältnis von 
2 Jahren auf 14 Tage herabzuſetzen. j 

Wir warnen unſere Kollegen, ſolche Verpflichtungen ein— 
zugehen. Wir haben gemeinſam mit den Vertretern der übri— 
gen Angeſtelltenverbände bei der Direktion der Gieſche Sp. Akc. 
die ſofortige Zurücknahme dieſer Verfügung verlangt. Ver— 
handlungen ſchweben noch. 

Wir können gegen alle dieſe Verſtöße und Uebertretungen 
der Induſtrieunternehmungen nur einſchreiten, wenn uns die 
Mitglieder dabei helfen. Alle dieſe Verſtöße gegen gültige 
Verträge und Geſetze müſſen unſere Mitglieder ſofort melden. 
Nur dann können wir einſchreiten. 


Tarifverhandlungen im Handelsgewerbe. Es iſt 
unſeren Mitgliedern bekannt, daß das Behaltsabkommen zum 
1. Juli d. Js. von Arbeitgeberſeite gekündigt worden iſt. 

In der am 14. Juli d. Js. in den Räumen der Handels— 
kammer in Kattowitz ſtattgefundenen Verhandlung unterbreiteten 
uns die Vertreter der ſelbſtändigen Kaufleute die Forderung, 
den Angeſtellten aus dem Handelsgewerbe mit. Wirkung vom 
1. 7. 20% der Bezüge zu kürzen. Die Begründung war ſehr 
fadenſcheinig und ſtützte ſich in der Hauptſache auf den Rüc- 
gang der Umſätze in den Geſchäften. In unſeren Ausführungen 
wieſen wir die Forderung der Arbeitgeber zurück und erklärten, 
daß bei den niedrigen Einkommensverhältniſſen unſerer Kollegen 
im Handelsgewerbe überhaupt keine Kürzung der Gehälter 
eintreten kann. Die Verhandlungen ſind daraufhin geſcheitert. 
Die Arbeitgebervertreter werden wahrſcheinlich den Schlichtungs— 
ausſchuß anrufen. Die Aenderung des Manteltarifvertrages 
und die Unterſchriftsleiſtung durch die Arbeitgebervertreter wurde 
nicht behandelt. Der Demobilmachungskommiſſar wird hier 
entſcheiden müſſen. Kor. 


Mitteilungen 


Deutſche Hochſchulwoche in Kattowitz. 


In der Zeit vom 14. bis 26. September 1931 veranſtaltet 
der Deutſche Kulturbund in Kattowitz eine 


8. Deutſche Hochſchulwoche 


„Der Menſch und die Wirtſchaft“ 


Am 14., 15., 16. September ſpricht: Prof. Dr. H. v. Eckart, 
Heidelberg über: 


„Das ruſſiſche Wirtſchaftsexperiment“ 
Am 19. 20. 21. September: Prof. Dr. Keßler, Leipzig über: 


„Kriſis u. Umbau des Kapitalismus der Gegenwart“ 
Am 24., 25., 26. September: Prof. Dr. Lenz, Gießen über: 


„deutſchland in der Wirtſchaftskriſe“ 
Agrar-, Induſtrie- und Kapitalsmarkthriſe. 


Die Vorträge beginnen pünktlich um 8 Uhr abends und 
finden im Reitzenſteinſaal, Kattowitz, ul. Marjacka 17, ſtatt. 

Die Teilnehmergebühr für die Geſamtwoche beträgt 8 Zloty 
für unſere Mitglieder, 10 Zloty für andere. Karten für einen 
Zyklus von drei Tagen koſten für unſere Mitglieder 3 Zloty, 
für andere 4 Zloty. Karten für Einzeloorträge werden an 
der Abendkaſſe nach Anzahl der verfügbaren Plätze zu 1.50 
Zloty ausgegeben. Die Anmeldung zur Teilnahme ſoll bis 
zum 10. September 1931 mündlich oder ſchriftlich in der Geſchäfts⸗ 
ſtelle des Deutſchen Kulturbundes, Kattowitz, ul. Marjacka 17 
oder Königshütte, ul. Katowicka 22 erfolgen. Verbandsangehörig— 
keit iſt bei der Anmeldung anzugeben. 

Wir empfehlen unſern Mitgliedern die Teilnahme an 
dieſer Veranſtaltung, die gerade unſeren Berufsangehörigen 
etwas Wiſſenswertes bietet wird. 
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Jeder, der Anteil am Wirtſchaftsleben nimmt, wird die 
Gelegenheit ausnützen, um durch dieſe Vorträge über die Gegen— 
e der Wirtſchaft unterrichtet zu werden. 


perſonliches⸗ 


Verdiente Mitarbeiter unſerer Gewernkſchaft. 
Am 1. Juli ds. Is. gehörte unſer Mitarbeiter, Geſchäfts— 
führer einer hieſigen Handelsfirma, Herr Karl Horn, Mitglied 
unſerer Ortsgruppe Kattowitz, 25 Jahre unſerem Verbande an. 
Wir übermitteln dieſem treuen Anhänger unſerer Bewegung auf 
dieſen Wege die herzlichſten Glückwünſche, denen ſich die Orts- 
gruppe Kattowitz gern anſchließt. Wir wünſchen ihm die beſte 
Geſundheit für ein weiteres Ausharren im Berufe und 
Verbande. 

Bermählungen. Im Auguſt ds. Ts. feierten unſere 
Mitarbeiter, die Kollegen Erwin Jakutek, Ernſt Grzondziel 
ihre Vermählung. Wir übermitteln den Neuvermählten nach⸗ 
träglich die herzlichſten Glückwünſche, denen ſich die Ortsgruppe 
Kattowitz gern anſchließt. 

Im Auguſt ds. Js. feierten ferner noch, unſer Mitarbeiter, 
Kollege Blaſius Klytta, Mitglied unſerer Ortsgruppe 
Friedenshütte, ſeine Hochzeit. 

Wir gratulieren nachträglich den Neuvermählten und 
wünſchen für die Zukunft das Beſte. Auch die Ortsgruppe 
Friedenshütte übermittelt ihre Glückmünſche. 

Kartengrüße. An dieſer Stelle danken wir allen Mit- 
arbeitern, die uns von ihren Urlaubsreiſen Grüße übermittelt 
haben. 


Unſere Winterbildungsarbeit i im kommenden 
Winterhalbjahr 1931/32. 


Wir haben bisher in den Wintermonaten berufliche Lehr— 
gänge und allgemeinbildende Veranſtaltungen in unſeren Orts⸗ 
und Jugendgruppen durchgeführt. Auch in dieſem Jahre wollen 
wir für unſere Mitglieder, Gehilfen und Lehrlinge, Fachhkurſe, 
Lehrgänge in der Landesſprache, Beſichtigungen u. a. m. ver⸗ 
anſtalten, um unſeren Anhängern die Möglichkeit zur weiteren 
Berufsausbildung zu geben. 

Die Entlaſſungsmaßnahmen in Induſtrie und Handel unſeres 
Arbeitsgebietes bringen es mit ſich, daß jeder einzelne kauf— 
männiſche Angeſtellte in ſeinem Berufe aufs beſte durchgebildet 
ſein muß, um im Falle einer Perſonaleinſchränkung oder einer 
Veränderung ſeines Wirkungskreijes nicht auf der Strecke zu 
bleiben. Gute Ausbildung im Verufsfach ſchützt nicht nur vor 
Stellenverluſt auch in der gegenwärtigen, ſchlechten Wirtſchafts— 
lage, ſondern bringt auch jeden Einzelnen vorwärts in ſeiner 
Verufsſtellung. 

Wir planen innerhalb der Orts- und Jugendgruppen bei 
genügender Teilnahme 

Berufslehrgänge 
in Kurzſchrift, Maſchinenſchreiben, Plakatjchrift, Buch⸗ 
führung, kaufmänniſchem Rechnen durchzuführen. 

Aber auch Lehrgänge in der 

Polniſchen Sprache 
werden wir in den Wintermonaten abhalten. 

Die Vorbereitungen ſollen innerhalb der Ortsgruppen— 
vorſtände bereits jetzt getroffen werden, um ſpäteſtens am 
1. Oktober d. Js. mit unſerer Winterbildungsarbeit beginnen 
zu können. Wir bitten die Bildungsobleute, die Arbeitspläne 
auszuarbeiten und ſie dem Ortsgruppenvorſtand vorzulegen. 

Anregungen unſerer Mitglieder zur Ausgeſtaltung des 
Winterarbeitsplanes ſind uns bezw. unſeren Ortsgruppen gern 
willkommen. 


Briefkaſten⸗ 

An mehrere neue Mitglieder. Nein, ſilbener und 
goldener Ring mit dem Verbandswappen ſind nicht käuflich zu 
erwerben, ſie werden nur als Ehrenzeichen an eifrige Werber 
ausgegeben. So werden verliehen: bei 12 Aufnahmen die 
ſilberne Verbandsnadel, bei 24 der ſilberne Ring mit Verbands— 
wappen, bei 100 die goldene Verbandsnadel und bei 150 der 
goldene Ring mit Verbandswappen. Gezählt werden alle Auf: 
nahmen für den Verband, alſo alle Lehrlings- und Gehilfen⸗ 


Wir hoffen, daß ſich alle Kollegen gut erholt haben. 


„Monatsweiſer“ 


6. Yahrgang.. 


aufnahmen. Außerdem wird für 50 Werbungen nach Wahl 
des Werbers entweder die Werber-Ehrentaſche oder ein Bold: 
füllfederhalter ausgegeben. 

Da in Ihren Firmen leider auch noch immer verſchiedene Un⸗ 
organiſierte ſind, haben Sie gute Ausſichten für unfere Ehrenzeichen. 
Alſo nicht lange gezaudert, ſondern friſch an die Arbeit! Wer holt 
ſich die erſte Silbernadel? 


veranſtaltungs⸗Anzeiger⸗ 
Ortsgruppen: 


Kattowitz 


abends 8 Uhr Monatsverſammlung im „Chriſtl. 
Hoſpiz“ mit nachſtehender Tagesordnung: 

1) Gedenken der Verbandsgründung, 

2) Stellungnahme zur Arbeitsloſenfrage und 
Angeſtelltenverſicherung, 

3) Vortrag des Gauvorſtehers Fendel: „Welt⸗ 
wirtſchaftslage und der kaufmänniſche An⸗ 
geſtellte in Beruf und Leben.“ 

4) Ausſprache. 


Königshütte. 


| ei abends 8 Uhr im Hotel „Graf Reden“ Monats⸗ 
9. Sept. 


verſammlung mit kurzer geſchäftlicher Sitzung. 

Anſchließend Verbandsgründungsfeier und Vor⸗ 
trag des Gauvorſtehers Fendel: „Weltwirtſchaftslage und der 
kaufmänniſche Angeſtellte in Beruf und Leben.“ Die Kollegen 
der Orts- und Jugendgruppen, ſowie der benachbarten Orts— 
gruppen ſind herzlichſt eingeladen. 


Schwientochlowitz. 


Montag abends 8 Uhr bei Pilawa Monatsverſammlung. 

7. Sept. Tagesordnung: 1) Gedenken der Verbands 

gründung, 2) Stellungnahme zu Tariflage und 

zur Arbeitsloſen- und Angeſtelltenverſicherung, 3) Vortrag des 

Gauvorſtehers Fendel: „Weltwirtſchaftslage und der kauf⸗ 

männiſche Angeſtellte im Beruf und Leben“ mit Ausſprache, 
4) Mitteilungen. 


Friedenshütte. 
Freita abends 5,30 Uhr bei Smiatek Monatsverſamm- 
18. 8251 lung mit Vortrag des Geſchäftsführers Koru⸗ 
—— ſchowitz: „Unſer Berufsverband zur Wirtſchafts— 
kriſe und unſere Stellung zur Sozialberſicherung. f 


Bismarckhütte. 


Donnerstag abends 8 Uhr Monatsverſammlung bei Blodek 
10. Sept. 


mit Vortrag des Geſchäftsführers Koruſchowitz: 
„Unſer Berufsverband zur Wirtſchaftskriſe und 
unſere Stellung zur Sozialverſicherung.“ 
Lipine 


. mit Vortrag des Geſchäftsführers Koruſchowitz: 
— 1 UUnſer Berufsverband zur Wirtſchaftskriſe und 
unſere Stellung zur Sozialverſicherung.“ 


Dienstag 
8. Sept. 


abends 8 Uhr Monatsverſammlung bei Angel 


Nachruf. 


Am 30. Juni d. Js., ſtarb nach kurzer, ſchwerer Krank- 
heit unſer lieber Kollege, 


herr Georg Kokus 


aus Kattowitz im blühenden Alter von 21 Jahren. 

Schwer erſchüttert ſind wir über den ſo frühen Heim— 
gang unſeres Anhängers und Mitarbeiters unſerer Orts- und 
Jugendgruppe Kattowitz. 

Wir werden dem Verſtorbenen über das Grab hinaus 
ein dauerndes, ehrendes Andenken bewahren. 


Kattowitz, im Juli 1931. 
Der hauptvorſtand. Die Ortsgruppe Kattowitz. 
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Druck: Kurier Sp. 2 o. p. Katowice. 


